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Meinung

MICHAEL MAIER

DieErgebnissedesG7-Gipfels sind im
Hinblick auf das Treffen von US-

Präsident Joe Biden mit seinem russi-
schen Kollegen Wladimir Putin von Be-
deutung: Russland ist, anders als unter
Trump, zumindest offiziell nicht mehr
das Feindbild Nummer 1. Das mag auch
daran liegen, dass sich Biden, anders als
Trump, nichtmehr als Gegner Russlands
positionieren muss: Seit seinem Einsatz
als Vizepräsident im Zug der Ukraine-
Krise ist klar, dassBideneinHardliner ist.
Auch verbal sieht er sich in der Tradition
von JohnMcCain, so etwa, als er vor eini-
ger Zeit von einem Reporter gedrängt,
Putin als Mörder bezeichnete. Putin
selbst sagte am Sonntag in einem exklu-
siven NBC-Interview, dass solche Um-
gangsformen zu den „Hollywood“-Tra-
ditionen gehören – auch wenn derglei-
chen in Russland nicht üblich sei. Die
russischen Staatsmedien ziehen im Vor-
felddes russisch-amerikanischenGipfels
in Genf historische Parallelen: Wann im-
mer ein US-Präsident ein Kalter Krieger
gewesen sei, habe es konkrete Ergeb-
nisse in der Zusammenarbeit gegeben.

Eswirdsichzeigen,obdiesauch fürBi-
den und sein Team gilt. Die Amerikaner
haben jedenfalls mit China das größere
Problem: Peking strebt nach globaler He-
gemonie und hat mit der Neuen Seiden-
straße vor allem in Asien, Afrika und
Europa Pflöcke eingeschlagen. Während
Washington noch in Moskau nach Dos-
siers über Trump suchte, hat Peking Fak-
ten geschaffen. Jetzt brauchen die Ameri-
kaner die Russen, die ihrerseits auch
keine Freude mit den starken Chinesen
haben. Washington, Moskau und Peking
sind wiederum vereint in dem Bemühen,
einenAuswegausder globalenSchulden-
krise zu finden.WegenderPandemie sind
allen die Hände gebunden. Große
Sprünge kann sich keiner leisten, hoffent-
lich auch keine großenKriege.

Geopolitik

KeinSpielraum
fürKriege

So etwas wie Ruhe existiert in meiner Fa-
milie nicht. Die Caliskans sind unglaub-

lich laut, schon immer gewesen. Bis zumei-
nem Umzug nach Berlin habe ich bei mei-
nen Eltern in der Mannheimer Innenstadt
gelebt. Meine Schwester und mein Bruder,
beide außer Haus, sind in dieser Zeit oft zu
Besuch gewesen – und sind es noch heute
regelmäßig. Wenn wir beisammen sind,
wird über die kleinsten Kleinigkeiten ge-
stritten, auch am Esstisch. Es wird geflucht,
gelacht, dann wieder gestritten, bis irgend-
wann eine Unterhaltung in einer „normale-
ren“ Lautstärke geführt wird, bis der Kreis-
lauf nach spätestens fünf Minuten von
vorne beginnt.

Der ruhigste Caliskan war mein Papa,
der so gut wie jeden Abend nach dem
Abendessen auf seinem weißen Sessel vor
dem TV einschlief, was dazu geführt hat,
dass bis in die tiefe Nacht irgendeine dra-
matische Soap Opera, Nachrichten oder
türkisches Survivor imHintergrund lief.

Selbst wenn kein Besuch da war, gab es
in meiner Familien-WG ein endloses
Grundrauschen. In der Küche ertönte aus
demRadio aufMetropol FM türkische „ara-
besk“Musik.MeineMutter klimperte dabei
mit dem Geschirr, kochte, telefonierte laut
mit einer Freundin oder saugte Staub.
Manchmal machte sie auch alles gleichzei-
tig, was mir regelmäßig die Nerven raubte
und zu Streit führte. Geflucht. Gelacht. Der
Kreislauf.

Diese
verfluchte
neueStille

Kolumne

Es war also nie wirklich still, in dieser
Wohnung, die ohnehin durch ihre Lage
umgegebenwar vonPolizeisirenen, betrun-
kenen, grölenden Jugendlichen und aufge-
pimpten, lautenAutos.DieCaliskans lieben
und hassen sich von Zeit zu Zeit, so wie es
wahrscheinlich inallenFamilienderFall ist.

Die Ruhe, die ich mir in Mannheim ge-
fühlt mein ganzes Leben lang ersehnte,
habe ich in der Hauptstadt, in meiner eige-
nenWohnung, finden können – und würde
sie am liebsten für immer aus meinem Le-
ben verdammen. Mein Papa ist kurze Zeit,
nachdem ich umgezogen bin, schwer an
Sars-CoV-2 erkrankt und nach vierWochen
auf der Intensivstation am Morgen des 4.

Dezember 2020 gestorben. Wenn Ruhe ein-
kehrt, denke ich an ihn, sehe ihn an der
Schwelle meiner Haustür stehen, wo ich
mich im Zuge meines Umzuges Ende Sep-
tember von ihm verabschiedete, wo ich ihn
das allerletzte Mal sah. Sehe ihn in einem
imaginären Krankenbett liegen, umgeben
von Monitoren. Ich erkenne ihn in meinen
weißenGardinen, die er fürmich aufhängte,
in meinem Schrank, den ich mit ihm auf-
baute. Ich führe in meinem Kopf Gespräche
mit ihm, höre seine Stimme in meinen Oh-
ren, bilde mir laut piepende Medizingeräte
ein. Verfluche die Stille. Undwünschemir in
solchen Momenten nichts sehnlicher als
meine laute, nervige, türkische Familie, die
sich rund um meinen schlafenden Papa im
Wohnzimmer stritt, der immer friedlich
durchschlief, und immer nur aufwachte,
wennder Fernseher ausgeschaltetwurde.

Wenn ich mich nicht konzentrieren
muss, also nicht arbeite, kein Buch oder
keine Zeitschrift lese, muss ich irgendwas
einschalten. Eine Serie aufmeinem Laptop,
die ich nebenbei laufen lasse, und den
Schauspielerinnen und Schauspieler lau-
sche.Musik oder Podcasts, wenn ich koche,
putze. Es ist fastwie ein formellesRitual, das
ich, bis kurz vorm Einschlafen, durchziehe.
JedenTag. JedeNacht.DieRuhe, die ichmir
so lange herbeiwünschte, ist heute mein
Feind, den ich mit Stimmen, Klängen,
einem grellen Bildschirm oder Seiten voller
Wörter zu vertreiben versuche.

MIRAY CALISKAN

JOCHEN KNOBLACH

Ja,es ist tragisch:DadürfenBerlinsWirte
endlichwieder ihremGeschäft nachge-

hen, Gäste empfangen, sie bedienen und
schon steht die Branche vor einemneuen
Problem. Der Gastronomie fehlt das Per-
sonal. Etliche Kellner und Köche wurden
während der Lockdowns entlassen, Tau-
sende Mini-Jobber eilig vor die Tür ge-
setzt, kaum dass die Restaurantschlie-
ßungenerlassenwurden.DiemeistenBe-
schäftigten sind allerdings freiwillig ge-
gangen, weil das auf dem ohnehin
knappen Gastro-Lohn basierende Kurz-
arbeitergeld nicht zumLeben reichte und
ihnen darüber hinaus noch das Trinkgeld
als feste Einkommensgröße fehlte.

Wer nicht Hartz-IV-Leistungen bean-
tragenwollte,hat sicheinenneuenJobge-
sucht undmitunter eine andereWelt ken-
nengelernt. So mancher hat da erfahren,
dass er anderswo auch nicht schlechter
bezahlt wird, aber dafür nicht an jedem
Wochenende und oft bis nach Mitter-
nacht arbeiten muss und sogar noch
einenVorgesetztenhat,demmaneinege-
wisse Sozialkompetenz attestieren kann.
Wenn nun also die Wenigsten aus ihrem
pandemiebedingten Branchenwechsel in
die Restaurants, Bars und Cafés zurück-
kehren wollen, dann ist das natürlich
auch ein Beleg dafür, dass im hiesigen
GastgewerbeschonvorCoronaeiniges im
Argen lag. Viele wollen sich nicht länger
schlecht bezahlenundbehandeln lassen.

Es ist eine Abwanderung, an der sich
deutlich ablesen lässt, in welchen Betrie-
ben schlechte Bezahlung stets zumwack-
ligen Geschäftsmodell gehörte. Es sind
natürlich nicht alle, aber viele. Zwei von
dreiBeschäftigten inderGastronomiebe-
kommen Niedriglohn, also weniger als
zweiDritteldesmittlerenWertsderLöhne
inDeutschland. ZudemwerdenMindest-
löhne regelmäßig umgangen. Dafür
bringt die Bedienung nun denWirten die
Rechnung. Fälligwar sie schon lange.

Kellner-Mangel

Quittung
fürdieWirte

Westenmuss
Stärke zeigen

Die G7 wollen den wachsenden Ein-
fluss Chinas in der Welt bremsen.

Dazu meint die Londoner Sunday Times:
„Zu lange hat der Westen Chinas Men-
schenrechtsverletzungen und sein inak-
zeptablesVerhalten inHongkongundan-
derswo geduldet. DieWelt war nur zu be-
reit,China indieGemeinschaft aufzuneh-
men und sich seiner wachsenden
wirtschaftlichenMacht zu beugen. Es gab
keineangemessenewestlicheAntwort auf
Chinas imperialistische Ambitionen mit
derNeuenSeidenstraßeund seiner offen-
siven Impfdiplomatie. US-Präsident Joe
Biden istentschlossen,denEntwicklungs-
ländern mit einer Infrastruktur-Offensive
und Impfstoffen eine demokratische, ka-
pitalistische Alternative zu China zu bie-
ten. Die G7-Staaten stehen hinter ihm.“
Aber es sei wichtig, dass dieses Engage-
ment von einer Position der westlichen
Einheit und Stärke erfolge.

Die Neue Zürcher Zeitung am Sonntag
schreibt: „Endlich sind die führenden
westlichen Industriestaaten erwacht. Sie
machen sich daran, dem wachsenden
Einfluss der Volksrepublik China in der
Welt etwas entgegenzusetzen. Allerdings
ist zu befürchten, dass die Dringlichkeit
noch nicht von allen G7-Mitgliedern –
und anderen westlichen Staaten, vor al-
lem inEuropa–wirklicherkanntwird. Ein
Zeichen dafür ist der Plan, 2,3 Milliarden
Corona-Impfdosen bis Ende 2022 zu
spenden und so auch Chinas erfolgrei-
cher Impfdiplomatie zu begegnen.“ Man
müsse aber weitmehr tun. Denn es brau-
che 8 bis 12 Milliarden Dosen, um all die
Länder ausreichend zu versorgen, die
kauman Impfstoff gekommen seien. (fs.)

Auslese

D reieinhalb Millionen Menschen
leben in Berlin, die muss man
erst mal satt kriegen. Schnitzel
und Kartoffeln, Fenchel und

Kohlrabi, Äpfel und Birnen und was die
Menschen eben alles gerne essen – es muss
irgendwo herkommen. Am besten, das ha-
benwir inzwischen gelernt, aus der näheren
Umgebung. Es trifft sich gut, dass Berlin von
so viel Gegend umgeben ist, wo fleißige
Bauern mit großen Maschinen ackern.
Müsste doch für alle reichen, oder?

Kurzer Blick in die Statistik – taufrisch ist
sie nicht, dennoch interessant. Ganz ordent-
lich ist es bei derMilch, Brandenburgs Kühe
teilen sie großzügig mit uns und decken 80
Prozentdes regionalenBedarfs. Aberdageht
doch bestimmt noch mehr, etwa bei der
preußischsten aller Knollen, der Kartoffel?
Nö, bescheidene 25 Prozent stammen aus
derMark.Und leckereMöhrchenundÄpfel?
Redenwir nicht drüber, sie reichen fürweni-
ger als zehn Prozent des Appetits.Warum ist
das so? Es liegt teilweise an den Böden. Es
liegt daran, dass in Brandenburg große Ag-
rarbetriebe mit wenigen Mitarbeitern und
vielen Maschinen dominieren – Gemüse
und dergleichenmachen aber viel Arbeit. Es
liegt aber auch an etwas, was sich ändern
ließe, nämlich an den Verhältnissen, ge-
nauer: an der Agrarpolitik. Am vergangenen
Donnerstag hat der Bundestag beschlossen,
wie die Bundesrepublik in den Jahren bis
2027 die Fördermilliarden verteilenwird, die
aus der EU hierher fließen. Es geht um sechs
Milliarden Euro pro Jahr, etwa 280 Euro pro
Hektar. Etwa ein Sechstel des Einkommens
in der Landwirtschaft sind Staatsknete.

Die gute Nachricht ist: Mehr als eineMil-
liarde Euro pro Jahr sind künftig dafür reser-
viert, dass die Landwirte Umweltmaßnah-
men erbringen. Zum Beispiel, indem sie
Blühstreifen am Maisfeldrand anlegen oder
auf Unkraut- und Insektenvernichter ver-
zichten. Zumindest in kleinem Maßstab ist
das ein Systemwechsel. Die Subventionen
fließen nicht mehr wie bisher völlig undiffe-

renziert. Sie sind stattdessen geknüpft an
Leistungen für das Gemeinwohl. Wie bitter
nötig sie sind,dasweiß jeder,der imSommer
mal entlang eines ostdeutschen LPG-Ackers
geradelt ist. Da summt nichts, da zwitschert
nichts, es ist totes Land. Die weniger gute
Nachricht ist: ein Systemwechsel in kleinem
Maßstab hätte eigentlich schon vor zehn,
fünfzehn Jahren erfolgenmüssen. Ist er aber
nicht, umso größer ist heute derHandlungs-
druck. Es istwiemit derKlimapolitik,mit der
dieAgrarpolitik ja auch eng verwoben ist.

Zurück nach Brandenburg: Wie lässt sich
denn nun erklären, dass die brandenburgi-
schen Landwirtemit Berlin zwar einen riesi-
gen Absatzmarkt in ihrer Mitte haben – die-
sen aber einfachnicht beliefern?Einwesent-
licher Faktor sind die fehlenden Anreize in
der Förderpolitik – und die werden mehr-
heitlich fortbestehen. Auch in den nächsten

Jahren ist der größte Teil der EU-Subventio-
nen an die Fläche der Betriebe geknüpft. Es
gab die Idee, in größerem Maße Geld von
großen zu kleinen Betrieben umzulenken.
Das haben jedoch unter anderem die ost-
deutschen Agrarminister verhindert.
Schließlich sind die Betriebe in ihren Län-
dernumeinVielfachesgrößerals imWesten,
unddie innerdeutscheSolidarität ist beidem
Themanur schwach ausgeprägt.

Was sich lohnt, sind also Betriebe, die
große Felder mit großen Maschinen bestel-
len. Dass die größten Betriebe das meiste
Geld machen, zeigt auch eine Erhebung des
Thünen-Instituts. Die Gewinne für die
Eigentümer waren 2019 in großen Betrieben
über 600Hektar imVerhältnismehr als fünf-
mal so hoch wie in den kleinen mit weniger
als 50 Hektar. Wie sich das auswirkt? Zahlen
dazu:AufderHälfteder einenMillionHektar
brandenburgischen Ackerlands wächst Ge-
treide, auf knapp einem Viertel Mais, der oft
direkt in die Biogasanlage geschüttet wird.
Auf nur einem Prozent der landwirtschaftli-
chenFlächedarf dieKartoffel gedeihen.Und
während 4000 Hektar für Spargel reserviert
sind,muss sichdasübrigeGemüseauf läppi-
schen 1250Hektar drängen.

Das war mal anders; wer eine Veran-
schaulichungwünscht, schaue sich auf You-
Tube den Film „Lüdersdorf darf nicht ster-
ben“ des Greifswalder Biologen Michael
Succowan.Er erzählt vonderFeld-undWie-
senlandschaft seiner Kindheit. Dazu fliegt
die Kamera über denselben Landstrich, wo
heute endloseMaisfelderwachsen.Die riesi-
gen Monokulturen fügen der Biodiversität
kaum reparable Schäden zu, der fruchtbare
Boden erodiert.

Es sind solche Zombie-Landschaften, die
ambestenangepasst sindandasbestehende
SystemderAgrarförderung.WenndieAgrar-
politik ihr Geld wert sein soll, dannmuss sie
sich schnell wandeln. Einen ersten, viel zu
späten Schritt hat der Bundestag jetzt be-
schlossen. Der nächste, viel größere, muss
schnell folgen.

Einerster
kleiner
Schritt

Neue Agrarpolitik

FREDERIK BOMBOSCH

Generationswechsel beim G7-Gipfel BERLINER ZEITUNG/HEIKO SAKURAI

Zitat

„Als Frau über 50 darf man
durchaus schön sein.
Man darf elegant sein,

attraktiv, anziehend, auch
cool. Aberwas eine Frauüber

50 nicht sein darf: sexy.
Das wird abgestraft.“

Paulina Poriskova, in den 80er-Jahren eines der
bestbezahlten Models der Welt, in der Süddeutschen

Zeitung über das Älterwerden
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